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Curatis Clinic Tour 2017 

EU-Vergaberechtsreform:  
Es bleibt kompliziert
Effizienter, einfacher und flexibler sollte die Vergabe öffentlicher Aufträge mit der am 18. April 2016 in Kraft getre-
tenen Vergaberechtsreform werden. In der Praxis erweist sich die Vergaberechtsnovelle als hoch komplexes Regelwerk, 
das den Verwaltungsaufwand für Häuser kaum reduziert. Doch es gibt Auswege aus dem Paragrafen-Dschungel.

Er wolle „nicht in Ketten“ aus seinem 
Krankenhaus geführt werden, sagte René 
A. Bostelaar. Deshalb lege er bei der öf-
fentlichen Auftragsvergabe sehr viel 
Wert auf ein sauberes Verfahren, so der 
Geschäftsführer des Rhein-Maas-Klini-
kums der Städteregion Aachen/Würselen. 
Doch um den Maximalversorger, der seit 
drei Jahren zu einer modernen, wirt-
schaftlichen Einrichtung umgebaut wird, 
erfolgreich führen zu können, müsse er 
eben auch schnell Entscheidungen treffen 
können. „Um die Leistungsfähigkeit un-
seres Hauses zu sichern, kann die An-
schaffung dringend benötigter CT nicht 
ein halbes Jahr warten.“ 

Klartext auf der Curatis Clinic Tour 
2017. Rund 40 Teilnehmer waren der Ein-
ladung zur jährlichen Fachtagung der In-
genieurs- und Projektmanagementgesell-
schaft nach Eschborn gefolgt. Im Zent-
rum der Diskussion mit Klinikgeschäfts-
führern, Einkaufsleitern, Vergaberecht-
lern und Projektmanagern standen die 

Chancen und Risiken der reformierten 
öffentlichen Auftragsvergabe.

Grundsätzlich gilt: Erreichen öffent-
liche Aufträge ein bestimmtes finanziel-
les Volumen, müssen sie nach dem „Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ 
(GWB) ausgeschrieben werden. Über-
schreiten sie die sogenannten Schwellen-
werte, muss dieses sogar europaweit er-
folgen. Fehler bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe können bei Nachprüfungs-
verfahren zu empfindlichen Nachzahlun-
gen führen, die auch denjenigen treffen, 
der die Vergabe „nur“ managt.

Vergabefreie Inhouse- 
Geschäfte
„Das Vergabeverfahren ist nach wie vor 
komplex“, sagte Susanne Müller-Kabisch, 
Rechtsanwältin bei Ernst & Young Law 
und Spezialistin für europäisches Verga-
berecht. Doch wer den aktuellen Rechts-
rahmen richtig ausschöpfe, könne durch-
aus von der Vergaberechtsnovelle profi-

tieren. Dazu zählen nach Müller-Kabisch 
Inhouse-Geschäfte im Krankenhauskon-
zern und das Modell der Interkommuna-
len Zusammenarbeit (IKZ). 

Bei einem vergabefreien Inhouse-
Geschäft deckt die Klinik ihren Beschaf-
fungsbedarf durch eigene Ressourcen ab, 
z.B. über eine Servicegesellschaft. Vo
raussetzung hierfür sei, dass die Klinik als 
öffentlicher Auftraggeber an dem Unter-
nehmen beteiligt ist und darüber die Kon-
trolle „wie über eine eigene Dienststelle“ 
besitzt. Zudem müsse das Unternehmen 
mit mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten 
„im Wesentlichen“ für den öffentlichen 
Auftraggeber tätig sein, was Drittgeschäf-
te im Grunde sehr einschränkt. Außerdem 
dürfe kein privater Dritter an dem Unter-
nehmen beteiligt sein. Auch ein Auftrag 
von der Tochter an die Mutter sei unter 
diesen Voraussetzungen ohne öffent
liche Vergabe möglich.

Bei der Interkommunalen Zusam-
menarbeit (IKZ) können sich kommunale 

Diskutierten die Chancen 
und Risiken des neuen 
Vergaberechts mit insge-
samt 40 Teilnehmern  
(v.li.): Andreas Gödde und 
Michael Cammann (beide 
Curatis), Susanne Müller-
Kabisch (Ernst & Young 
Law), Dr. Arne Gniech-
witz (KPMG Law),  
Tatyana W. Pestheryanu 
(GÖRG Partnerschaft  
von Rechtsanwälten) und 
René A. Bostelaar,  
Geschäftsführer des 
Rhein-Maas-Klinikums.
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Mehr Spielraum für  
Verhandlungsverfahren
Mehr Spielraum verspricht auch die Aus-
weitung des sogenannten Verhandlungs-
verfahrens, das vormals nur in Ausnahme-
fällen angewendet werden konnte. „Bei 
dem Verhandlungsverfahren gewinnt der 
Auftraggeber die Möglichkeit, das Know-
how des Bieters einzubeziehen und so-
wohl den Vertrag als auch Leistungen im 
Verfahren anzupassen“, sagte Dr. Arne 
Gniechwitz, Rechtsanwalt bei KPMG Law. 
So sei das Verhandlungsverfahren jetzt 
bereits dann zulässig, wenn der Auftrag 
konzeptionelle oder innovative Lösungen 
umfasse oder wegen der Komplexität nicht 
ohne vorherige Verhandlungen vergeben 
werden könne. Nachteil: Ein solches Ver-
fahren könne sich eben hinziehen.

Eine weitaus höhere Bedeutung für 
die Vergabe gewinne zukünftig das Bau-
vertragsrecht, das für neue Aufträge gilt, 
die nach dem 1. Januar 2018 geschlossen 
werden, mahnte Gniechwitz. So könne 
der Unternehmer in Zukunft 80 Prozent 
seiner Forderung aus dem Nachtragsan-
gebot in Ansatz bringen, wenn eine Eini-
gung über die Höhe von Nachträgen feh-
le. „Überhöhte Nachtragsforderungen 
sind vorprogrammiert“, so der Jurist, der 
bei Unternehmen ein „aggressives Nach-
tragsmanagement und professionelles 
Claim-Management“ beobachtet, da der 
Angebotspreis in den meisten Fällen 
nicht dem wirklichen Preis entspreche.

Das stellt kleinere und mittlere Ein-
richtungen in der Praxis vor große He
rausforderungen. „Viele Häuser haben 
keine Vergabestelle“, berichtete Curatis-
Projektmanager Andreas Gödde. Ersatz-
weise auf eine Vergabestelle der Kommu-
ne oder des Landes zurückzugreifen, sei 

keine wirkliche Unterstützung. Es fehle 
im Haus an Fachkompetenz bei der Er-
mittlung und Bewertung des Ausschrei-
bungsgegenstandes. „Kliniken benötigen 
Problemlöser und Begleiter, die in der  
Erstellung und Durchführung von Aus-
schreibungen erfahren sind und Verfah-
ren beschleunigen können.“ Dabei brau-
che es zudem Rechtssicherheit durch 
permanente, juristische Begleitung.

„Es geht nicht um  
kurzfristige Gewinne“
„Sie brauchen einen strategischen Partner 
mit Markt-Know-how“, betonte Rhein-
Maas-Klinikum-Chef Bostelaar, der bei 
der Ausschreibung der Medizintechnik, 
der Küche und Textilenversorgung vor 
zwei Jahren Curatis als Vergabemanager 
zurate gezogen hat. Schon die Bedarfser-
mittlung und Bewertung des Ausschrei-
bungsgegenstandes verlange fachbe-
reichsübergreifende Kompetenzen. Es 
gehe bei einer Vergabe nicht um kurzfris-
tige Gewinne, sondern darum, Kosten-
treiber durch Prozessstandardisierung 
und Innovationen zu vermeiden. 

Zum Start der Zusammenarbeit be-
fand sich sein Haus in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten. Heute könne man sich 
über ein dickes Plus auf dem Konto freu-
en, berichtete Bostelaar. Allein die Neu-
konzeption der Textilenversorgung habe 
die Kosten um 35 Prozent gesenkt. So hat 
man sich im Zuge der Ausschreibung bei 
der Berufskleidung u.a. für modernes, 
strapazierfähiges Tencel-Gewebe ent-
schieden und einen Bekleidungsautoma-
ten mitverhandelt.

Reinhard Pfeiffer, 3F Kommunikation, Kontakt: 

reinhard.pfeiffer@3fkommunikation.de

Häuser gegenseitig unterstützen und 
auch Leistungen beziehen, die – solange 
kein Entgelt dafür gezahlt wird – verga-
befrei sind. Außerdem müsse dahinter ei-
ne kooperative, öffentliche Aufgabe oder 
ein öffentliches Interesse ohne Gewinn-
erzielungsabsicht erkennbar sein.

„Kliniken stehen unter ande-
rem wirtschaftlichen Druck“
Wird das Vergaberecht dem Beschaffungs-
bedarf von kommunalen Krankenhäusern 
überhaupt gerecht? Ursprünglich sei das 
Vergaberecht für öffentliche Gebietskör-
perschaften und Verwaltungen zuge-
schnitten worden, die andere Anforde-
rungen an ihre Projekte hätte. „Kliniken 
stehen unter einem ganz anderen wirt-
schaftlichen Druck und müssen viel 
schneller Entscheidungen treffen“, mach-
te Tatyana W. Peshteryanu, Rechtsanwäl-
tin bei GÖRG Partnerschaft in Frankfurt, 
deutlich. So stoße selbst das neue, in ho-
hem Maße formalisierte Vergaberechts-
verfahren an Grenzen. Auch stehe das 
Krankenhaus mit öffentlichem Träger im 
Wettbewerb zu privaten Einrichtungen, 
die gleiche Entgelte erzielen könnten, oh-
ne an das Vergaberecht gebunden zu sein. 

Positive Gestaltungsmöglichkeiten 
der Vergabe sieht Peshteryanu für die 
Beschaffung, die in vielen Kliniken über 
Einkaufsgemeinschaften laufe. So ist es 
möglich, Rahmenvereinbarungen mit 
mehreren Partnern zu treffen, unter de-
nen bei Auftragsvergabe optional ein 
„Miniwettbewerb“ durchgeführt werden 
könne, um das beste Preis-Leistungs-Ver-
hältnis zu ermitteln. Jedoch müsse in der 
Rahmenvereinbarung detailliert festge-
legt werden, nach welchen Kriterien die 
Auftragsvergabe erfolgt. Nachteil hier-
bei: Der Auftraggeber ist an den Kreis 
der einmal bestimmten Rahmenvertrags-
partner gebunden. 

Mehr Entscheidungsfreiheit haben 
öffentliche Auftraggeber bei der Wahl der 
Verfahrensart im Ausschreibungsprozess 
gewonnen. So können Kliniken heute frei 
entscheiden, ob sie ein offenes oder nicht 
offenes Verfahren wählen wollen, wobei 
Letzteres grundsätzlich einen Teilnahme-
wettbewerb erfordert. Zur Ermittlung des 
besten Preis-Leistungs-Verhältnisses kön-
nen seit 2016 soziale, ökologische und in-
novative Aspekte herangezogen werden.

Freute sich über 
große Resonanz 
und anregende 
Diskussionen zur 
Vergaberechtsre-
form: Veranstal-
ter der Curatis 
Clinic Tour 2017 
und Curatis 
Geschäftsführer 
Michael 
Cammann.


